Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung 


A. Zielsetzung 

Es soll das Gewerbeuntersagungsverfahren des § 35 GewO 
geändert werden, damit wirksamer und schneller gegen unzu- 
verlässige Gewerbetreibende vorgegangen werden kann. 

Ferner soll der Einsatz sog. fahrbarer Zweigstellen (nicht orts- 
feste Geschäftsräume) von Kreditinstituten im Reisegewerbe 
erleichtert werden. 


B. Lösung 

Eine Untersagung soll künftig bei Unzuverlässigkeit des Ge- 
werbetreibenden schon dann möglich sein, wenn dies zum 
Schutz der Allgemeinheit oder der im Betrieb Beschäftigten 
erforderlich ist. Die Untersagung soll auf verwandte oder - als 
Ultima ratio - auf alle Gewerbe ausgedehnt werden können, 
wenn der Betreffende auch für diese Gewerbe unzuverlässig ist. 
Endlich kann ein Untersuchungsverfahren auch nach Betriebs- 
einstellung fortgeführt werden. 

Die in den fahrbaren Zweigstellen Beschäftigten bedürfen in 
Zukunft keiner Reisegewerbekarte mehr. Den fahrbaren Zweig- 
stellen selbst soll durch Änderung entgegenstehender Vorschrif- 
ten über das Reisegewerbe gestattet werden, Bank- oder bank- 
übliche Geschäfte zu betreiben. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland Bonn, den 5. Februar 1973 

Der Bundeskanzler 
1/4 (IV/2) - 611 00 - Ge 5/73 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Gewerbeordnung mit Be- 
gründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat in seiner 389. Sitzung am 2. Februar 1973 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des Bundes- 
rates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung der Gewerbeordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen; 

Artikel 1 

Die Gewerbeordnung wird wie folgt geändert: 

1. § 35 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Ausübung eines Gewerbes ist ganz 
oder teilweise zu untersagen, wenn Tatsachen 
vorliegen, welche die Unzuverlässigkeit des Ge- 
werbetreibenden oder einer mit der Leitung des 
Gewerbebetriebes beauftragten Person in bezug 
auf dieses Gewerbe dartun, sofern die Untersa- 
gung zum Schutze der Allgemeinheit oder der im 
Betrieb Beschäftigten erforderlich ist Die Unter- 
sagung kann auch für einzelne andere oder für 
alle Gewerbe ausgesprochen werden, wenn die 
festgestellten Tatsachen die Annahme rechtferti- 
gen, daß der Gewerbetreibende auch für diese 
Gewerbe unzuverlässig ist. Das Untersagungs- 
verfahren kann fortgesetzt werden, auch wenn 
der Betrieb des Gewerbes während des Verfah- 
rens aufgegeben wird. Die Untersagung gilt für 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes." 


3. § 35 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Dem Gewerbetreibenden ist auf Grund eines 
an die Behörde zu richtenden schriftlichen An- 
trages die persönliche Ausübung des Gewerbes 
wieder zu gestatten, wenn Tatsachen die An- 
nahme rechtfertigen, daß eine Unzuverlässigkeit 
im Sinne des Absatzes 1 nicht mehr vorliegt." 

4. § 35 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Zuständig ist die höhere Verwaltungs- 
behörde, in deren Bezirk der Gewerbetreibende 


eine gewerbliche Niederlassung unterhält oder 
in Fällen der Absätze 2 oder 6 unterhalten will. 
Bei Fehlen einer gewerblichen Niederlassung 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes sind die hö- 
heren Verwaltungsbehörden zuständig, in deren 
Bezirk das Gewerbe ausgeübt wird oder ausge- 
übt werden soll. Für die Anordnung von Maß- 
nahmen nach Absatz 5 sind auch die höheren 
Verwaltungsbehörden zuständig, in deren Be- 
zirk das Gewerbe ausgeübt wird oder ausgeübt 
werden soll." 


5. In § 35 Abs. 8 Satz 1 wird das Wort „sofern" 
durch das Wort „soweit" und das Wort „Zu- 
rücknahme" durch das Wort „Rücknahme" er- 
setzt. 

6. § 55 a Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 7 wird der Punkt am Ende durch 
ein Semikolon ersetzt. 

b) Folgende Nummer 8 wird angefügt: 

„8. wer in einem nicht ortsfesten Geschäfts- 
raum eines Kreditinstituts tätig ist, wenn 
in diesem Geschäftsraum ausschließlich 
Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 
des Gesetzes über das Kreditwesen, für 
die das Kreditinstitut die nach § 32 des 
Gesetzes über das Kreditwesen erforder- 
liche Erlaubnis besitzt, oder sonstige 
bankübliche Geschäfte betrieben wer- 
den." 

§ 56 Abs. 3 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Die Vorschriften des Absatzes 1 finden auf die 
in § 55 b Abs. 1 bezeichneten gewerblichen Tä- 
tigkeiten keine Anwendung; die Vorschriften des 
Absatzes 1 Nr. 1 Buchstabe h, Nr. 2 Buchstabe a 
und Nr. 6 gelten nicht für die in § 55 a Abs. 1 
Nr. 8 bezeichnete gewerbliche Tätigkeit." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden dritten Kalendermonats in 
Kraft. 


Nach § 35 Abs. 3 wird folgender Absatz 3 a ein- 
gefügt: 

„(3 a) Im Untersagungsverfahren hat der Ge- 
werbetreibende der zuständigen Behörde oder 
deren Beauftragten auf Verlangen jede für die 
Durchführung des Verfahrens erforderliche 
mündliche oder schriftliche Auskunft über seinen 
Gewerbebetrieb innerhalb der gesetzten Frist 
und unentgeltlich zu erteilen. Er kann die Aus- 
kunft auf solche Fragen verweigern, deren Be- 
antwortung ihn selbst oder einen der in § 383 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 
zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach 
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten ausset- 
zen würde." 
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Begründung 


Der Entwurf sieht eine Änderung der Gewerbeord- 
nung (GewO) in folgenden Bereichen vor: 

1. Gewerbeuntersagungsverfahren (§ 35 GewO) 

2. Tätigkeit von Kreditinstituten im Reisegewerbe 
(§ 55 a Abs. 1, § 56 Abs. 3 Satz 1 GewO). 


Allgemeines 

1. Gewerbeuntersagungsverfahren (§ 35 GewO) 

Die Vorschrift des § 35 GewO in der Fassung des 
Vierten Bundesgesetzes zur Änderung der Gewerbe- 
ordnung vom 5. Februar 1960 (BGBl. I S. 61) ist seit 
über zehn Jahren in Kraft. Die Erfahrungen der Be- 
hörden bei der Anwendung des § 35 GewO recht- 
fertigen die Feststellung, daß sich die Konzeption 
einer generellen Untersagungsvorschrift, die durch 
das genannte Gesetz zum erstenmal verwirklicht 
worden ist, grundsätzlich bewährt hat; sie sollte un- 
angetastet bleiben. Es hat sich jedoch gezeigt, daß 
sich bei der jetzigen Fassung des § 35 GewO der mit 
der Einfügung dieser Vorschrift im Jahre 1960 er- 
strebte Schutz der Allgemeinheit oder der im Be- 
trieb Beschäftigten vor unzuverlässigen Gewerbe- 
treibenden nicht in dem erhofften und erforderlichen 
Maße verwirklichen läßt. Bei der Abwägung der 
Interessen der Allgemeinheit an einem wirkungs- 
vollen Einschreiten der Behörden gegen unzuver- 
lässige Gewerbetreibende und dem aus rechtsstaat- 
lichen Gründen zu wahrenden Interesse des ein- 
zelnen Gewerbetreibenden, den Eingriff in seinen 
Gewerbebetrieb in möglichst engen und genau um- 
schriebenen Grenzen zu halten, berücksichtigt die 
Vorschrift in stärkerem Maße die Interessen der 
Gewerbetreibenden. Eine nicht unerhebliche Zahl 
von Gewerbetreibenden hat diese Situation zum 
Nachteil der Allgemeinheit ausgenutzt. Zwischen 
beiden Interessenkreisen muß daher ein ausgewoge- 
neres Verhältnis geschaffen werden. Die Gewerbe- 
untersagungsvorschrift des § 35 GewO, die ein not- 
wendiges Korrelat zur Gewerbefreiheit darstellt, 
sollte daher so ausgestaltet werden, daß bei einem 
Mißbrauch dieser Gewerbefreiheit schnell und wirk- 
sam gegen unzuverlässige Gewerbetreibende vor- 
gegangen werden kann. Hiermit könnte auch ein 
wirksamerer Beitrag zur Bekämpfung der Wirt- 
schaftskriminalität geleistet werden. 

Mit dieser Änderung könnte gleichzeitig die sowohl 
in der Öffentlichkeit als auch von interessierten Be- 
rufskreisen erhobene Forderung nach besonderen 
Berufszulassungsregelungen eingedämmt werden. 
Solche Berufszulassungsvorschriften, die eine Ein- 
schränkung der Gewerbefreiheit zur Folge hätten, 
sind entbehrlich, wenn es nur darum geht, die Betä- 
tigung unzuverlässiger Gewerbetreibender in ein- 
zelnen Gewerbezweigen zu unterbinden und hier- 


für eine wirksame Untersagungsvorschrift zur Ver- 
fügung steht. 

Unter Berücksichtigung der bisherigen Erfahrungen 
sollte § 35 GewO daher — wie im Entwurf vorge- 
schlagen — geändert werden. 

2. Tätigkeit von Kreditinstituten im Reisegewerbe 

(§ 55 a Abs. 1, § 56 Abs. 3 Satz 1 GewO) 

Nach § 55 Abs. 1 Nr. 1 und 2 GewO bedarf einer 
Reisegewerbekarte, wer in eigener Person außer- 
halb der Räume seiner gewerblichen Niederlassung 
ohne vorhergehende Bestellung 

1. Waren feilbieten, ankaufen oder Warenbestel- 
lungen aufsuchen, 

2. gewerbliche Leistungen anbieten oder Bestellun- 
gen auf gewerbliche Leistungen aufsuchen 

will. 

Nach § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe h, Nr. 2 Buch- 
stabe a und Nr. 6 GewO sind der Vertrieb von 
Wertpapieren, Lotterielosen und von Bezugs- und 
Anteilscheinen auf Wertpapiere und Lotterielose, 
das Feilbieten, und der Ankauf von Edelmetallen 
sowie der Abschluß und die Vermittlung von Dar- 
lehensgeschäften im Reisegewerbe grundsätzlich 
verboten. 

Unter die Vorschriften der §§ 55 und 56 GewO 
fallen auch die sog. fahrbaren Zweigstellen, d. h. 
die nicht ortsfesten Geschäftsräume der Kreditinsti- 
tute. Es handelt sich hierbei um Zweigstellen im 
Sinne des Gesetzes über das Kreditwesen (KWG), 
deren Inbetriebnahme, Verlegung oder Schließung 
nach § 24 Abs. 1 Nr. 7 KWG anzeigepflichtig ist. 
Der Einsatz der fahrbaren Zweigstellen erfolgt ins- 
besondere in kleineren Orten, in denen sich die 
Errichtung einer festen Zweigstelle nicht lohnt. Sie 
sind grundsätzlich mit denselben persönlichen und 
sachlichen Mitteln ausgestattet wie die stationären 
Zweigstellen; sie werden in der Regel mit Bedien- 
steten der Hauptstelle besetzt. Es gibt heute bereits 
eine erhebliche Zahl solcher Zweigstellen im Bun- 
desgebiet. So werden z. B. im Sparkassenbereich 
allein rd. 200 fahrbare Zweigstellen mit rd. 4200 
Haltepunkten betrieben. Mit einem weiteren Anstei- 
gen der Zahl ist zu rechnen. 

Aufgrund des § 56 GewO können die fahrbaren 
Zweigstellen heute im wesentlichen nur das Einla- 
gengeschäft betreiben; nach § 55 GewO benötigen 
die in der Zweigstelle beschäftigten Angestellten 
eine Reisegewerbekarte. Es ist aus wirtschaftlichen 
Gründen, insbesondere auch im Interesse der Bevöl- 
kerung, geboten und im Hinblick auf die nach dem 
KWG bestehende Aufsicht des Bundesaufsichts- 
amtes für das Kreditwesen auch unbedenklich, die 
fahrbaren Zweigstellen von den Beschränkungen 
der §§55 und 56 GewO zu befreien. 
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Im einzelnen 

Artikel 1 

Zu Nummer 1 

a) Wegfall der Gefährdungstatbestände 

Nach § 35 Abs. 1 GewO geltender Fassung kann 
die Ausübung eines Gewerbes nur untersagt 
werden, wenn der Gewerbetreibende unzuver- 
lässig ist und bei weiterer Ausübung seines Ge- 
werbes bestimmte zentrale Rechtsgüter gefähr- 
det würden. Die Rechtsprechung der Verwal- 
tungsgerichte stellt an den Nachweis der Gefähr- 
dung besondere Anforderungen. Nach höchst- 
richterlicher Rechtsprechung ist eine abstrakte 
Gefährdung nicht ausreichend; sie verlangt, daß 
das betreffende Rechtsgut im Einzelfall konkret 
gefährdet ist (vgl. z. B. BVerwG Urteil vom 
9. Dezember 1965, GewArch 1966, S. 124). Sie 
weicht damit von den allgemeinen Grundsätzen 
des Polizeirechts ab, wonach bei der Erfüllung 
gesetzlicher Tatbestände das Vorhandensein 
einer abstrakten Gefahr genügt, während zum 
Eingriff aufgrund einer Generalklausel eine kon- 
krete Gefährdung nachzuweisen ist. Dies dürfte 
auf die Formulierung „eine Gefährdung . . . mit 
sich bringt" in § 35 Abs. 1 GewO zurückzufüh- 
ren sein, die auf eine konkrete Gefährdung hin- 
weist. Infolge der strengen Anforderungen an 
den Nachweis der Gefährdung der genannten 
Rechtsgüter stellt die Untersagungsvorschrift in 
der geltenden Fassung nicht die geeignete Hand- 
habe dar, um die im Betrieb Beschäftigten und 
die Allgemeinheit vor unzuverlässigen Ge- 
werbetreibenden wirksam zu schützen (vgl. 
Orlob, GewArch 1966, S. 196; Rother, GewArch 
1967, S. 168). Z. B. hat es der VGH Mannheim 
in einer Entscheidung vom 4. März 1965 (Gew- 
Arch 1965, S. 156) für die Annahme einer kon- 
kreten Gefährdung des Vermögens anderer nicht 
genügen lassen, daß ein Gebäudereiniger in 
elf Jahren 18 Vorstrafen gehabt hatte, davon in 
neun Fällen wegen Betruges, Unterschlagung und 
Untreue. Das bedeutet, daß die Verwaltungs- 
behörde eine Gewerbeuntersagung erst dann 
aussprechen kann — auch wenn der Gewerbe- 
treibende mehrfach einschlägig vorbestraft ist — , 
wenn der Gewerbetreibende sich beim Betrieb 
des gerade ausgeübten Gewerbes als unzuver- 
lässig erwiesen hat und ein Schaden bereits 
eingetreten ist. Dieses Ergebnis kann nur dann 
vermieden werden, wenn die Möglichkeit be- 
steht, gegen unzuverlässige Gewerbetreibende 
vorzugehen, auch ohne daß eine konkrete Ge- 
fährdung von Rechtsgütern gegeben ist. 

Die derzeitige Beschränkung auf bestimmte 
Rechtsgüter hat im übrigen zur Folge, daß eine 
Gewerbeuntersagung trotz feststehender Unzu- 
verlässigkeit eines Gewerbetreibenden dann 
nicht ausgesprochen werden kann, wenn es sich 
um die Verletzung von Rechtsgütern handelt, 
die in § 35 GewO nicht aufgeführt sind (z. B. bei 
Verletzung der freiheitlichen Ordnung bei staats- 
gefährdenden Tätigkeiten oder bei Verstößen 
gegen einschlägige Umweltschutz Vorschriften). 


Nach § 35 Abs. 1 GewO soll daher künftig eine 
Untersagung schon bei Unzuverlässigkeit des 
Gewerbetreibenden oder einer mit der Leitung 
des Gewerbetriebes beauftragten Person in 
bezug auf das ausgeübte Gewerbe zulässig sein, 
sofern die Untersagung zum Schutz der Allge- 
meinheit oder der im Betrieb Beschäftigten er- 
forderlich ist. Damit wird auch eine abstrakte 
Gefährdung zentraler Rechtsgüter als ausrei- 
chend angesehen. Auf deren ausdrückliche Be- 
nennung kann verzichtet werden, da die Gefähr- 
dung besonders wichtiger Rechtsgüter dem Be- 
griff der Unzuverlässigkeit schon immanent ist 
(vgl. Kienzle, GewArch 1968, S. 145, 151; Land- 
mann-Rohmer-Eyermann-Fröhler, Kommentar 
zur Gewerbeordnung, 12. Aufl., Rd-Nr. 52 zu 
§35). 

Die Verwaltung muß unter Berücksichtigung des 
Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit von Zweck 
und Mittel die Belange der Allgemeinheit und 
das Interesse des einzelnen an der Gewerbe- 
ausübung sorgfältig gegeneinander abwägen. In- 
soweit kommt § 35 Abs. 1 Satz 1 zweiter Halbsatz 
GewO (sofern erforderlich ist) nur dekla- 

ratorische Bedeutung zu. Im Hinblick auf die 
Schwere des Eingriffs, den eine Gewerbeunter- 
sagung darstellt, soll die Behörde hier jedoch 
nochmals ausdrücklich darauf hingewiesen wer- 
den, daß sie eine Gewerbeuntersagung nur nach 
eingehender Abwägung der erwähnten Inter- 
essenlagen aussprechen darf. 

b) Untersagung auf „Zeit cxier Dauer" 

Die Erfahrungen beim Vollzug haben gezeigt, 
daß eine Untersagung auf Zeit nur ausnahms- 
weise ausgesprochen wird. Im Hinblick darauf, 
daß sich nur selten mit hinreichender Sicherheit 
voraussehen läßt, ob nach Ablauf einer bestimm- 
ten Zeit die Unzuverlässigkeit des Gewerbe- 
treibenden beseitigt sein wird, kommt im all- 
gemeinen nur eine Gewerbeuntersagung auf 
Dauer in Frage. Da nach § 35 Abs. 6 GewO dem 
Gewerbetreibenden unter bestimmten Voraus- 
setzungen die Ausübung des Gewerbes wieder 
gestattet werden kann und die Verwaltungs- 
behörde zumindest auf Antrag zu einer Über- 
prüfung verpflichtet ist, ob die Untersagungs- 
gründe weiterbestehen, braucht eine Unter- 
sagung „auf Zeit" im Gesetz nicht geregelt zu 
werden. 

c) Erstreckung der Untersagung auf andere Ge- 
werbe 

Die Beschränkung der Untersagungsmöglichkeit 
auf ein bestimmtes Gewerbe hat sich in der 
Praxis als unzweckmäßig und hemmend erwie- 
sen. Bei der geltenden Fassung des § 35 Abs. 1 
GewO wird eine Untersagung nicht selten da- 
durch unterlaufen, daß der Gewerbetreibende 
auf ein anderes Gewerbe ausweicht und sich dort 
weiter zum Schaden der Allgemeinheit betätigt, 
bis die Verwaltungsbehörde eine neue Unter- 
sagung ausgesprochen hat. Es gibt Untersa- 
gungsgründe, die sich auf verwandte Gewerbe 
oder sogar auf alle Gewerbe erstrecken. Ein Ver- 
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mögensverw alter, dem wegen Vermögensdelik- 
ten (z. B. Betrug, Untreue, Unterschlagung) die 
Ge werbe ausübung untersagt worden ist, wird 
auch in bezug auf andere gewerbliche Tätigkei- 
ten, bei denen ihm fremde Gelder treuhänderisch 
überlassen werden — z. B. im Reisebürogewerbe 
— als unzuverlässig anzusehen sein. Gleiches 
gilt für einen Gebrauchtwagenhändler, dem we- 
gen Hehlerei die Gewerbe ausübung untersagt 
worden ist, wenn er ein Gebrauchtwaren- 
geschäft eröffnen will. Ein Geisteskranker ist im 
gewerberechtlichen Sinn als unzuverlässig anzu- 
sehen, auf Verschulden kommt es dabei nicht an. 
Ihm wird deshalb in der Regel die Zuverlässig- 
keit für die Ausübung eines jeden Gewerbes ab- 
zusprechen sein. Hat sich ein Gewerbetreiben- 
der gegenüber seinen weiblichen Arbeitnehmern 
sittliche Verfehlungen zuschulden kommen las- 
sen, wird er generell als unzuverlässig anzusehe- 
hen sein, soweit er bei irgendeiner gewerblichen 
Betätigung weibliches Personal beschäftigt. Es 
wird also eine Teiluntersagung in Betracht kom- 
men, die auf alle Gewerbe erstreckt werden 
kann. Eine generelle gewerberechtliche Unzu- 
verlässigkeit kann auch aus Steuer- und sozial- 
versicherungsrechtlichen Sachvei halten herge- 
leitet werden. 

ln § 35 Abs. 1 Satz 2 GewO soll daher eine Kann- 
vorschrift aufgenommen werden, die auch die 
Untersagung einzelner anderer oder aller Ge- 
werbe ermöglicht, wenn Tatsachen die Annahme 
rechtfertigen, daß der Gewerbetreibende auch 
für diese Gewerbe unzuverlässig ist. 

d) Untersagung trotz Aufgabe des Gewerbes 

In der Praxis kommt es immer wieder vor, daß 
Untersagungsverfahren eingestellt werden müs- 
sen, weil unzuverlässige Gewerbetreibende ihr 
Gewerbe bei drohender Untersagung aufgeben, 
um einer solchen Untersagung zu entgehen. Etwa 
ein Drittel der eingeleiteten Untersagungsver- 
fahren muß derzeit aus diesen Gründen ein- 
gestellt werden. Dieser Zustand ist unbefriedi- 
gend. An der Feststellung der Unzuverlässigkeit 
durch eine Gewerbeuntersagung besteht insbe- 
sondere im Hinblick auf eine mögliche spätere 
gewerbliche Betätigung des Betreffenden ein be- 
rechtigtes Interesse der Behörden. Eine Ergän- 
zung des § 35 Abs. 1 GewO dahin gehend, daß 
das Untersagungsverfahren auch fortgesetzt wer- 
den kann, wenn der Betrieb des Gewerbes wäh- 
rend des Verfahrens aufgegeben wird, ist daher 
erforderlich. 

Zu Nummer 2 

Durch diese Vorschrift soll der Verwaltungsbehörde 
im Untersagungsverfahren die Möglichkeit gege- 
ben werden, vom Gewerbetreibenden die für die 
Durchführung des Verfahrens erforderlichen Aus- 
künfte zu erhalten. Nach den Erfahrungen der Pra- 
xis reichen die derzeit bestehenden Möglichkeiten 
hierfür nicht aus. Im allgemeinen bedarf der den 
Behörden auf dem Dienstwege oder durch Dritte 
mitgeteilte Sachverhalt einer näheren Überprüfung. 


Da es zweifelhaft ist, ob das hierfür erforderliche 
Auskunftsverlangen der Behörde auf die Verord- 
nung über Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 
(RGBl. I S. 723) gestützt werden kann, soll ein sol- 
ches Auskunftsrecht der Behörde gesetzlich festge- 
legt werden. Die Auskunftspflicht des Gewerbetrei- 
benden wird in dem erforderlichen Maße dadurch 
eingeschränkt, daß eine Auskunft nur im Rahmen 
eines eingeleiteten Untersagungsverfahrens ver- 
langt werden darf. Die vorgesehene Ergänzung 
verpflichtet den Gewerbetreibenden zu der Ertei- 
lung einer Auskunft in gleichem Umfange wie Ge- 
werbetreibende, die nach den auf § 38 GewO ge- 
stützten Verordnungen der Länder zur Auskunft 
verpflichtet sind. 

Zu Nummer 3 

Es bestehen Zweifel, ob die Verwaltungsbehörde 
nach erfolgter Untersagung von sich aus zu prü- 
fen hat, ob die Untersagungsgründe noch fortbeste- 
hen. Dies hätte eine erhebliche, nicht zu rechtfer- 
tigende Belastung der Behörden zur Folge. Diese 
Zweifel sollen durch die Neufassung des § 35 Abs. 6 
Satz 1 GewO behoben werden, die vorsieht, daß 
die Initiative zur Wiederzulassung vom Gewerbe- 
treibenden ausgehen muß. Die Behörde wird also 
nur tätig werden, wenn ihr ein entsprechender An- 
trag vorgelegt wird. Dem Antragsteller wird hier- 
durch jedoch nicht die Beweislast auferlegt. Bei 
einer Aufrechterhaltung der Untersagungsverfü- 
gung hat die Behörde also zu beweisen, daß der 
Antragsteller weiterhin unzuverlässig ist. 

Im zweiten Halbsatz wird auf die Unzuverlässig- 
keit des Gewerbetreibenden und nicht mehr auf die 
Gefährdung abgestellt; dies ist eine Folge der vor- 
gesehenen Änderung des § 35 Abs. 1 GewO. 

Zu Nummer 4 

Die derzeit in § 35 Abs. 7 GewO getroffene Rege- 
lung der örtlichen Zuständigkeit für die nach den 
vorangegangenen Absätzen möglichen Maßnahmen 
führt zu Auslegungsschwierigkeiten und unterliegt 
auch sachlichen Bedenken. Es ist z. B. fraglich, ob 
die Untersagungsbehörde auch dann für die Gestat- 
tung der Fortführung des Gewerbes durch einen 
Stellvertreter (§ 35 Abs. 2 GewO) bzw. die Wieder- 
: Zulassung zum Gewerbe (§ 35 Abs. 6 GewO) zu- 
ständig ist, wenn das Gewerbe an einem Ort, der 
außerhalb ihres Bezirks liegt, betrieben werden soll 
oder ob diese Befugnis der für den neuen Ort zu- 
ständigen Behörde zusteht. Der Entwurf stellt inso- 
weit auf die Zuständigkeit der Behörde ab, in de- 
ren Bezirk das untersagte Gewerbe fortgeführt bzw. 

I wieder aufgenommen werden soll, weil diese Be- 
hörde ein berechtigtes Interesse daran hat, selbst 
I die Voraussetzungen der Gestattung bzw. Wieder- 
j gestattung zu prüfen. Ein ähnliches Problem ergibt 
sich, wenn außerhalb des Bezirks der Untersagungs- 
behörde Maßnahmen nach § 35 Abs. 5 GewO er- 
griffen werden sollen. Für die Anordnung solcher 
Maßnahmen, deren Vollstreckung sich — ggf. unter 
Zuhilfenahme anderer Behörden — ■ nach Landes- 
recht richtet, soll auch jede höhere Verwaltungs- 
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behörde befugt sein, in deren Bezirk das unter- 
sagte Gewerbe ausgeübt wird, weil deren Durch- 
setzung über den Landesbereich hinaus auf Schwie- 
rigkeiten stößt und außerdem ein schnelles und 
wirksames Eingreifen unter besonderer Berücksich- 
tigung der im Einzelfall vorliegenden Gegebenhei- 
ten ermöglicht werden muß. Schließlich ist die der- 
zeitige Zuständigkeitsregelung in § 35 Abs. 7 zwei- 
ter Halbsatz GewO (Fehlen einer gewerblichen Nie- 
derlassung) unbefriedigend, soweit als Anknüpfungs- 
punkt der Wohnsitz und Aufenthaltsort in Betracht 
kommen. Sofern der Gewerbetreibende nämlich 
nicht seinen Wohnsitz oder Aufenthaltsort in dem 
Bezirk der Behörde hat, in dem er sich als unzuver- 
lässig erwiesen hat, kann diese Behörde nicht gegen 
ihn Vorgehen, obwohl sie in erster Linie ein Inter- 
esse an der Unterbindung seiner weiteren Tätig- 
keit hat. Dies steht auch im Gegensatz zu der im 
ersten Halbsatz getroffenen Regelung, die aus- 
schließlich an den Tätigkeitsbereich (Niederlassung) 
anknüpft. In dem Entwurf wird deshalb nur noch 
auf den Tätigkeitsbereich des Gewerbetreibenden 
abgestellt. 

Zu Nummer 5 

Die Änderung des Absatzes 8 dient der Klarstellung. 
Nach der berschenden Ansicht in Literatur und 
Rechtsprechung ist die Anwendung spezialrecht- 
licher Untersagungsvorschriften nur insoweit (und 
nicht „sofern") durch § 35 GewO ausgeschlossen, als 
im Einzelfall eine abschließende Regelung in ge- 
werberechtlichen Nebengesetzen besteht. Durch die 
vorgesehene Änderung soll diese Auslegung bestä- 
tigt werden. Das Wort „Zurücknahme" wird im 
Hinblick auf die heute im allgemeinen Verwaltungs- 
recht übliche Terminologie durch das Wort „Rück- 
nahme" ersetzt. 


Zu Nummer 6 

Die Vorschrift des § 55 a GewO, in der verschiedene 
reisegewerbekartenfreie Tätigkeiten aufgeführt 
werden, wird durch die Nummer 8 dahin erweitert, 
daß künftig auch die Angestellten einer fahrbaren 
Zweigstelle eines Kreditinstitutes keiner Reisege- 
werbekarte mehr bedürfen. Um der technischen und 
wirtschaftlichen Entwicklung Rechnung zu tragen, 
wird in Nummer 8 nicht auf den heute noch ge- 
bräuchlichen Begriff der „fahrbaren Zweigstelle", 
sondern auf den des „nicht ortsfesten Geschäfts- 
raumes" eines Kreditinstitutes abgestellt. 

Zu Nummer 7 

Aufgrund der Neufassung von § 56 Abs. 3 Satz 1 
GewO dürfen die fahrbaren Zweigstellen in Zu- 
kunft auch Wertpapiere und Lotterielose vertrei- 
ben (vgl. § 56 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe h GewO), 
Edelmetalle (wie z. B. Münzen) an- und verkaufen 
(vgl. § 56 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a GewO) und 
Darlehensgeschäfte abschließen und vermitteln 
(§ 56 Abs. 1 Nr. 6 GewO). Es besteht kein Grund, 
die fahrbaren Zweigstellen von diesen bankübli- 
chen Geschäften auszuschließen. 

Artikel 2 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Das Gesetz tritt am ersten Tage des auf die Verkün- 
dung folgenden dritten Kalendermonats in Kraft. 
Hierdurch soll der Verwaltung und der Wirtschaft 
genügend Zeit gegeben werden, sich auf die Geset- 
zesänderung einzustellen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Eingangsworte 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

Das Vierte Bundesgesetz zur Änderung der Ge- 
werbeordnung vom 5. Februar 1960 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 61), das u. a. die §§ 35, 55 a und 56 
in die Gewerbeordnung eingefügt hat, ist als zu- 
stimmungsbedürftiges Gesetz verkündet worden. 
Nach der vom Bundesrat ständig vertretenen 
Auffassung bedarf auch ein Gesetz, das ein zu- 
stimmungsbedürftiges Gesetz ändert, der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


2. Artikel 1 

Nummer 4 ist wie folgt zu fassen: 

,4, § 35 Abs, 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Zuständig ist die von der Landesregierung 
bestimmte Behörde, in deren Bezirk der Gewerbe- 
treibende eine gewerbliche Niederlassung unter- 
hält oder in den Fällen der Absätze 2 oder 6 un- 


terhalten will. Bei Fehlen einer gewerblichen 
Niederlassung im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes sind die Behörden nach Satz 1 zuständig, 
in deren Bezirk das Gewerbe ausgeübt wird oder 
ausgeübt werden soll. Für die Anordnung von 
Maßnahmen nach Absatz 5 sind auch die Be- 
hörden nach Satz 1 zuständig, in deren Bezirk 
das Gewerbe ausgeübt wird oder werden soll." 

Begründung 

Es besteht kein zwingender Anlaß, durch Bun- 
desgesetz gemäß Artikel 84 GG die zuständigen 
Behörden, die § 35 GewO anzuwenden haben, 
verbindlich zu bestimmen. Diese Regelung sollte 
insbesondere im Hinblick darauf, daß die Orga- 
nisation der Landesverwaltung und die Verwal- 
tungskraft der einzelnen Behörden in den Län- 
dern sehr unterschiedlich sind, den Ländern über- 
lassen bleiben. Beim Gewerbeuntersagungsver- 
fahren ist eine umfangreiche Sachaufklärung er- 
forderlich, die in der Regel nur in örtlicher Nähe 
des Gewerbebetriebes möglich ist; sie erfolgt 
weitgehend durch ortsnahe Behörden. § 35 Abs, 7 
GewO soll daher die Landesregierungen ermäch- 
tigen, entsprechend den jeweiligen besonderen 
Verhältnissen in den einzelnen Bundesländern 
die zuständige Behörde selbst zu bestimmen. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 


Zu 1. i 

Eingangsworte ; 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. | 

Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis die 1 

Auffassung, daß ein Gesetz nicht schon deshalb der I 
Zustimmung des Bundesrates bedarf, weil es ein 1 


Gesetz ausdrücklich ändert, das mit Zustimmung des 
Bundesrates ergangen ist. Die Zustimmung ist viel- 
mehr nur dann erforderlich, wenn das Änderungs- 
gesetz selbst einen Tatbestand erfüllt, der die Zu- 
stimmungsbedürftigkeit auslöst. Das ist hier nicht 
der Fall. 

Zu 2. 

Artikel 1 Nr. 4 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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